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formierenden Bourgeoisklasse“ (S. 48) oder aristokratisches Bündnis mit dem „Handels- und Industrie
kapital“ (S. 88) überzogen. Die Begriffe „Bürgertum“ und „Bourgeoisie“ werden weitgehend synonym
verwendet.

Bei der Behandlung der Kriegs- und Großmachtpolitik, als deren Widersacher die reaktionären, als
deren Fürsprecher die progressiv gezeichneten Kräfte im Gedächtnis bleiben, wäre ein Blick auf die

 gleichzeitige bürgerlich-aufklärerische Friedensbewegung am Platze, die im Buche besonders durch
Kozel’skij vertreten ist, aber nicht mit der aristokratisch-bourgeoisen Bejahung der zaristischen Kriegs
und Großmachtpolitik konfrontiert wird. Grundsätzliche Einwände wären auch gegen die generalisie
rende Einschätzung der Kameralisten als typische Gesellschaftstheoretiker des Feudalismus zu erheben
sowie gegen Formulierungen, wonach der „Absolutismus bereits eine regelrechte Wirtschafts-, Finanz-,
Staats- und Polizeiwissenschaft... schuf“ (S. 11), der „Einbau der Klassen und Schichten in die
europäischen Staaten der spätfeudalen Periode“ zu den „generellen Voraussetzungen des neuzeit
lichen Absolutismus“ gehörte (S. 28), „Rußlands ausländische Nachbarn besonders im Westen“ eine
Bourgeoisie bildeten, im Gegensatz zur „mangelhaften Kraft der russischen spätfeudalen Gesellschaft,
eine starke Bourgeoisie hervorzubringen“ (S. 88) usw. Die terminologische Umschreibung der feudalen
Produktionsverhältnisse in Rußland sollte berücksichtigen, daß sich in der Agrargeschichtsschreibung
der DDR mit solchen Termini wie „Gutsbesitzerwirtschaftsordnung“, „Herrenland“ usw. feste Be
griffsinhalte verbinden, die man nicht ignorieren kann, ohne das Verständnis der Diskussion um
bäuerliches Eigentum und Leibeigenschaft, ein zentrales Thema des Buches, zu gefährden (vgl. S. 62,
135, 158).

Vorbehaltlich dieser Einwände darf man sich dem Autor für die material- und problemgesättigte,
außerordentlich anregende Darstellung zu Dank verpflichtet fühlen und Erwartungen auf die an
gekündigte „Geschichte Rußlands in der zweiten Plälfte des 18. Jhs.“ setzen.

HANNELORE LEHMANN, Potsdam

HANSJOACHIM HENNING, Sozialgeschichtliche Entwicklungen in Deutschland von 1815 bis 1860.
Paderborn, Schöningh, 1977. 208 S. - Derselbe, Quellen z ur sozialgeschichtlichen Entwicklung in
Deutschland von 1815 bis 1860. Paderborn, Schöningh, 1977. 160 S. (= Sammlung Schöningh zur
Geschichte und Gegenwart).

Die beiden Bände (im folgenden abgekürzt als „Darstellung“ und „Quellen“) sind in erster Linie
als Hilfsmittel für den Unterricht an Hochschulen und Universitäten gedacht. Darüber hinaus wenden
sie sich an Lehrende und Lernende an den Oberschulen. Das erklärt den Verzicht auf einen wissen

schaftlichen Anmerkungsapparat; bei Übernahme fremder Gedanken erfolgen Hinweise auf die Ur
heber im Text selbst.

Problematisch sind die Vereinfachungen, die mit einem solchen Generalüberblick auf einer begrenz
ten Seitenzahl Zusammenhängen. Der Autor versucht ihnen zu entgehen, indem er sich auf zwei
Ansatzpunkte konzentriert, die sich in der Thematik der beiden Hauptabschnitte des Darstellungsbandes
ausdrücken. Der erste ist Die sozialen Reformen überschrieben und behandelt die wichtigsten Maß
nahmen der deutschen Einzelstaaten bei der Herausbildung bürgerlicher Produktionsverhältnisse. Der
zweite hat die Verhaltensweisen sozialer Gruppen zum Gegenstand.

Diese Ansätze Hennings führen dazu, daß er die Sozialgeschichte - deren Gegenstand er im
„prozeßhaften Wandel gesellschaftlicher Strukturen“ sieht (Darstellung, S. 11) - durchgehend auf den
Kopf stellt, indem er sie nicht von den ökonomischen Prozessen her, sondern von der Politik der
deutschen Einzelstaaten her untersucht. Die Entwicklung in dem behandelten Zeitraum erklärt sich bei
ihm nahezu ausschließlich aus dem Wollen des Staates. Er erscheint als treibender Motor für soziale

Veränderungen und wird als eine Art über der Gesellschaft schwebende Institution vorgestellt, von
deren Willen das Setzen und Lösen von Widersprüchen abhängt: Soweit der Staat die Absicht hatte,
seine Untertanen „frei zu machen“, führte er soziale Reformen durch; soweit er alte Zustände be
wahren wollte, schuf er dem Adel eine eigene Rechtssphäre und privilegierte ihn. Dementsprechend
unterteilt Henning seinen ersten Hauptabschnitt in zwei Unterkapitel, die er „Freisetzung des Indi
viduums“ und „Erhaltung ständischer Gliederungen“ nennt.

Niemand wird bestreiten, daß der Staat bzw. die deutschen Einzelstaaten (es muß als Verdienst


